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Vieh raus, Mieter rein?
Serie Umnutzung (4): Werden Grundstücke oder Gebäude einer neuen Nutzung 
zugeführt, muss man auch die steuerlichen Auswirkungen im Auge haben. Wir 
erläutern die Problemzonen und zeigen Lösungsmöglichkeiten auf.

D ie Umnutzung landwirt-
schaftlicher Wirtschafts-
gebäude und oftmals gan-

zer Hofstellen erfordert in der Regel 
erhebliche Investitionen, die häufig 
zum Großteil fremdfinanziert sind. 
Vor einer derartigen Maßnahme, 
die oftmals mehrere Hunderttau-
send Euro verursacht, müssen alle 
wirtschaftlichen, baurechtlichen und 
steuerlichen Fragen geklärt sein. 

Vor der Umnutzung von land-
wirtschaftlichen Wirtschaftsgebäu-
den für außerlandwirtschaftliche 
Zwecke, gewerbliche Zwecke, zur 
Vermietung als Lager oder sons-
tiger Nutzung (z. B. Einbau von 
Wohnungen zur Eigennutzung, un-
entgeltlichen Überlassung an Ange-
hörige oder zur Vermietung) sollten 
Sie unbedingt frühzeitig steuerlichen 
Rat einholen. Falls die steuerrechtli-
chen Spielregeln durch Unkenntnis 
nicht beachtet werden, kann nach ei-
ner Umnutzung eine nicht unerhebli-
che Steuerbelastung auf die Landwir-
te zukommen.

Wo lauern die Fallen 
bei der Umnutzung?

Steuerbelastungen sind zum Bei-
spiel möglich im Bereich der

●● Einkommensteuer: falls es zu ei-
ner Entnahme aus dem Betriebsver-
mögen kommt

●● Erbschaft- und Schenkungsteu-
er: durch andere Bewertungsverfah-
ren (15-jähriger Nachbewertungs-
vorbehalt)

●● Grundsteuer: durch andere Ein-
heitsbewertung

●● Umsatzsteuer
Daher sollten vor einer Umnut-

zung immer folgende Fragen geklärt 
werden:

●● Führt die Umnutzung zu einer 
steuerpflichtigen Entnahme aus dem 
landwirtschaftlichen Betriebsvermö-
gen?

●● Kann die steuerpflichtige Entnah-
me verhindert werden?

●● Soll das Grundstück und das Ge-
bäude nach der Umnutzung ganz be-
wusst vom landwirtschaftlichen Be-
triebsvermögen getrennt werden?

●● Soll es in ein anderes Betriebsver-
mögen überführt werden, ohne dass 
Einkommensteuer anfällt?

●● Sollen die umgenutzten Wirt-

schaftsgüter ganz bewusst ins Pri-
vatvermögen überführt werden und 
die Steuerbelastung bewusst in Kauf 
genommen werden?

●● Führt die Umnutzung von Wirt-
schaftsgebäuden zu einer zwangs-
weisen Entnahme in das Privatver-
mögen?

●● Ist die Entnahme steuerpflichtig?
●● Bleibt die Entnahme steuerfrei?

Auswirkungen bei der 
Einkommensteuer

Durch die Verpachtung von 
Grundbesitz für landwirtschaftli-

che Zwecke wird die Betriebsver-
mögenseigenschaft der verpachteten 
Grundstücke nicht berührt. Bei der 
Verpachtung von Teilen des Grund 
und Bodens für landwirtschaftliche 
Zwecke handelt es sich bei den ein-
zelnen Flächen um gewillkürtes Be-
triebsvermögen. Bei der Verpachtung 
des gesamten Betriebes liegt dagegen 
weiterhin notwendiges Betriebsver-
mögen vor.

Dagegen ist bei der Verpachtung 
oder sonstigen Nutzungsüberlas-
sung von Grund und Boden für an-
dere als landwirtschaftliche Zwecke 
im Einzelfall zu prüfen, ob die ein-
zelnen verpachteten Grundstücke 
weiterhin im Betriebsvermögen des 
landwirtschaftlichen Betriebes ver-
bleiben können oder wird eine Ent-
nahme ausgelöst. Vorsicht ist gebo-
ten bei einer Nutzungsänderung von 
Grundstücken und Wirtschaftsge-
bäuden, die aus Sicht der Landwirt-
schaft wesensfremd sind.

Bei wesensfremder Nutzungs-
änderung sind zwei Fälle zu 
unterscheiden: 

●● Fallgruppe 1: Werden bisher land-
wirtschaftlich genutzte Flächen als 
Zelt- oder Campingplatz mit den 
erforderlichen Einrichtungen aus-
gestattet und durch Vermietung an 
Camping- und Zeltplatzgäste, auch 
an Dauercamper genutzt, ist regelmä-
ßig eine gewerbliche Tätigkeit anzu-
nehmen. Das gilt insbesondere dann, 
wenn auch die erforderlichen Neben-
leistungen erbracht werden. 

Das Gleiche gilt, wenn vorhandene 
Wirtschaftsgebäude umgebaut wer-
den und darin ein eigenes Gewer-
be oder eine freiberufliche Tätigkeit 

Zum gewillkürten Betriebsvermö-
gen gehören solche Wirtschafts-

güter, die
●● nicht eigenbetrieblich genutzt 

werden, aber
●● in einem gewissen Zusammen-

hang mit dem Betrieb stehen und
●● ihn zu fördern bestimmt und ge-

eignet sind.
Dabei kann gewillkürtes Be-

triebsvermögen auf zweierlei Arten 
entstehen: 

●● Zuführung von bisherigem Privat-
vermögen über eine Einlagehand-
lung oder durch Willkürung, indem 
z. B. eine zugekaufte landwirt-
schaftliche Fläche, die verpachtet 
ist, als Betriebsvermögen steuerlich 
behandelt wird.

●● Umwandlung von bisher notwen-
digem Betriebsvermögen durch 
Nutzungsänderung zum gewillkür-

ten/geduldeten Betriebsvermö-
gen (z. B. Verpachtung einer bisher 
selbst bewirtschafteten Fläche oder 
durch Vermietung eines umgebau-
ten Wirtschaftsgebäudes).

Während Gewerbetreibende Wirt-
schaftsgüter, die nicht zum notwen-
digen Privatvermögen gehören (z. B. 
fremd vermietete Gebäude bzw. Ge-
bäudeteile), regelmäßig als gewill-
kürtes Betriebsvermögen innerhalb 
ihres Betriebs ausweisen können, 
gilt dies für die Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft nicht unein-
geschränkt. Dem gewillkürten Be-
triebsvermögen eines LuF-Betriebs 
können nur solche Wirtschaftsgü-
ter zugeordnet werden, deren Nut-
zung innerhalb der Landwirtschaft 
möglich ist. So kann z. B. der Land-
wirt entgeltlich erworbene land- und 
forstwirtschaftliche Nutzflächen, 

die verpachtet sind, seinem Be-
trieb grundsätzlich als gewillkürtes 
Betriebsvermögen zuordnen. Die-
se müssen lediglich von der Entfer-
nung her von dem Betrieb aus be-
wirtschaftbar sein laut BFH-Urteil 
im Umkreis von 100 km. Dagegen 
können Grundstücke und Gebäude, 
die ihrer Art nach für einen land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb we-
sensfremd sind, nicht durch eine 
Einlage dem land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb als gewillkür-
tes Betriebsvermögen zugeordnet 
werden. Daher kann der Landwirt 
ein zur Vermietung bestimmtes Ob-
jekt, das er entgeltlich erworben 
oder auf einem zugekauften Grund-
stück errichtet hat, nicht in seinem 
land- und forstwirtschaftlichen Be-
trieb als gewillkürtes Betriebsver-
mögen ausweisen.

Was ist gewillkürtes Betriebsvermögen?

Fortsetzung auf Seite 34

Zwangsentnahme verhindern: 
Umgenutzte Gebäude können zu 
Buchwerten in einen Gewerbe­
betrieb überführt werden.
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ausgeübt wird, z. B. ein Bauernhofca-
fé betrieben wird oder in den durch 
Umnutzung entstandenen Büroräu-
men eine eigene Rechtsanwaltskanz-
lei betrieben wird.

In den Fällen der Fallgruppe 1 ent-
steht regelmäßig ein eigener Gewer-
bebetrieb bzw. freiberufliches Be-
triebsvermögen, in derartigen Fällen 
werden die Grundstücke und die ent-
sprechenden Gebäude vom landwirt-
schaftlichen Betriebsvermögen in das 
gewerbliche oder freiberufliche Be-
triebsvermögen überführt. Dieser 
Vorgang erfolgt zum Buchwert ohne 
einkommensteuerliche Auswirkung.

●● Fallgruppe 2: Anders sieht die 
steuerliche Beurteilung aus, wenn 
durch Umnutzungen landwirtschaft-
licher Flächen oder Wirtschaftsge-
bäude diese danach für gewerbliche 
oder sonstige Nutzungen lediglich 
vermietet oder verpachtet werden. 

In derartigen Fällen ist zu prüfen, 
können die umgenutzten Grundstü-
cke und Gebäude weiterhin als ge-
willkürtes/geduldetes Betriebsver-
mögen (siehe Kasten) im land-und 
forstwirtschaftlichen Betrieb verblei-
ben oder führt die Umnutzung zu ei-
ner steuerpflichtigen Zwangsentnah-
me aus dem Betriebsvermögen.

Wesensfremde 
Nutzungsänderung 

Grundstücke und Gebäude des Be-
triebsvermögens, die nach einer Nut-
zungsänderung nicht mehr geeignet 
sind, dem land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieb zu dienen, aber auch 
nicht zwingend notwendiges Pri-
vatvermögen sind, können in ei-
nem begrenzten Umfang weiterhin 
als gewillkürtes/geduldetes Betriebs-
vermögen behandelt werden. 

Beispiele:
●● Betriebsvermögen Grundstück 

wird mit einem Wohn- und Ge-
schäftshaus bebaut zur Vermietung

●● Der Stall und Stadel wird zu Ver-
mietungszwecken umgebaut, ge-
werbliche Nutzung

●● An einem Betriebsvermögen 
Grundstück wird ein Erbbaurecht 
bestellt, darauf werden Einfamilien-
häuser errichtet.

Aber Vorsicht: Für wesensfrem-
de Nutzungsänderungen gilt eine 
Unschädlichkeitsgrenze von bis zu 
10 % der gesamten landwirtschaft-
lichen Nutzfläche. Das heißt: Land-
wirtschaftsfremde Nutzungen von 
Grundstücksflächen und Gebäuden, 
die zur Vermietung und Verpach-
tung bestimmt sind, können nur 
dann als gewillkürtes Betriebsver-
mögen behandelt werden, wenn ihr 
Flächenumfang nicht mehr als 10 % 
der gesamten landwirtschaftlichen 
Nutzfläche ausmachen.

Ermittlung der 
10%-Grenze

Bemessungsgrundlage für die Er-
mittlung der 10%-Grenze sind sämt-
liche Eigentumsflächen der landwirt-
schaftlichen Nutzung des land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs, unab-
hängig davon, ob sie selbst bewirt-
schaftet oder verpachtet sind. Nicht 
zu berücksichtigen sind Hof- und 
Gebäudeflächen, forstwirtschaftliche 
Flächen und zugepachtete Flächen. 

Zur Prüfung der 10%-Grenze sind 
sämtliche Grundstücksflächen zu-
sammenzuzählen, die der Landwirt-

schaft wesensfremd sind und im Be-
trieb als gewillkürtes/geduldetes 
Betriebsvermögen behandelt werden 
sollen (also alle Flächen, die mit ent-
geltlichen oder teilentgeltlichen Erb-
baurechten bestellt sind und sämtli-
che Flächen, die mit Mietobjekten 
bebaut sind). 

Nicht zu berücksichtigen sind jene 
Flächen, die schon zum notwendigen 
Privatvermögen des Landwirts gehö-
ren (also z. B. Flächen, an denen ein 
Erbbaurecht unentgeltlich bestellt 
wurde und deshalb entnommen wor-
den sind) und auch solche Flächen, 
die zwar außerlandwirtschaftlich ver-
pachtet sind, bei denen jedoch der 
Pächter verpflichtet ist, die Grund-
stücke nach Ablauf der Pachtzeit als 
landwirtschaftliche Flächen zurück-
zugeben (z. B. bei Verpachtung an 
den Betreiber einer Photovoltaikan-
lage oder eines Golfplatzes).

Beispiel: Ein Betrieb mit 5 ha 
landwirtschaftlich genutzter Eigen-
tumsfläche kann 5000 m2  für außer-
landwirtschaftliche Zwecke nutzen. 
Bei einem Betrieb mit 25 ha sind 
25 000 m2 möglich.

Für diese Flächen könnten Erb-
baurechte vergeben werden für Ein-
familienhäuser, die Flächen könnten 
selbst bebaut werden mit Wohnhäu-
sern oder gewerblichen Objekten 
und diese dann vermietet werden.

Beispiel: Ein Betrieb mit 50 ha 
kann 50 000 m2 für außerlandwirt-
schaftliche Zwecke verwenden, das 
entspricht zum Beispiel 60 bis 70 
Bauplätzen, die noch dem gedulde-
ten Betriebsvermögen zugeordnet 
werden können.

Überschreiten der 
10%-Grenze?

Bei Überschreiten der 10%-Gering-
fügigkeitsgrenze bedeutet dies noch 
nicht zwingend eine Entnahme die-
ser der Landwirtschaft wesensfremd 
genutzten Flächen und Gebäuden. Es 
ist dann im Einzelfall zu prüfen, ob 
die nicht landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen die landwirtschaftliche 
Tätigkeit im Sinne einer Vermögens-
verwaltung überlagern. Die Finanz-
verwaltung hat für die Einzelfall- 
prüfung Kriterien aufgestellt, wonach 
im jeweils vorliegenden Fall die Ver-

In die Maschinenhalle wurden mehrere Wohnungen hineingebaut.

Vieh raus, …
Fortsetzung von Seite 33

D ie Vermietung und Verpach-
tung von Gebäuden oder auch 

die Bestellung von Erbbaurechten 
an Grundstücken, die vom Mieter 
oder Pächter für landwirtschaftli-
che Zwecke genutzt werden, fal-
len meines Erachtens nicht unter 
die 10%-Grenze. Die Verpachtung 
eines landwirtschaftlichen Betrie-
bes mit einfachem Pachtvertrag 
über eine sehr lange Laufzeit, z. B. 
20 bis 30 Jahre, führt ebenfalls zu 
keiner Entnahme.

Daher kann die Einräumung eines 
Erbbaurechts an landwirtschaftli-
chen Flächen für den Pächter, der 
diese wiederum landwirtschaftlich 
nutzt, kein anderes Ergebnis geben. 
In derartigen Fällen verhält es sich 
ähnlich wie bei Flächen, die als Golf-

platz verpachtet werden und nach 
Ablauf der Pacht wieder als land-
wirtschaftliche Flächen nutzbar zu-
rückgegeben werden müssen.

Beispiel: Ein Landwirt hat bis auf 
die Hofstelle sämtliche landwirt-
schaftliche Flächen verpachtet. Ein 
Pächter möchte nun auf etwa 50 % 
der Fläche, die im Außenbereich 
liegt, einen Pferdestall und Reitplatz 
errichten sowie Pferdekoppeln an-
legen und einen Pensionspferde-
stall betreiben. Für Zwecke der 
Baugenehmigung verlangt die Bau-
behörde einen Erbbaurechtsvertrag 
über eine Laufzeit von 20 Jahren.

Die Bestellung des Erbbaurechts 
ist in dem Beispiel meines Erach-
tens steuerlich unschädlich, die 
Flächen von etwa 50 % der Eigen-

tumsflächen stellen weiterhin ge-
duldetes Betriebsvermögen des 
LuF-Betriebes dar. Entscheidend ist, 
dass es sich um keine der Landwirt-
schaft wesensfremde Nutzung han-
delt. Nach Ablauf des Erbbaurechts 
kann ohne Weiteres wieder die land-
wirtschaftliche Eigenbewirtschaf-
tung aufgenommen werden.

Tipp: Wenn ein Grenzfall vor-
liegt, ob die Flächen oder Gebäu-
de noch im LuF-Betrieb verbleiben 
können oder eine steuerpflichtige 
Entnahme ausgelöst wird, gibt es 
die Möglichkeit, beim Finanzamt 
eine verbindliche Auskunft einzuho-
len. Dies ist umso mehr anzuraten, 
wenn es bei Nichtanerkennung um 
sehr hohe Entnahmewerte geht und 
hohe  Steuern ausgelöst werden.

Vermietung für landwirtschaftliche Zwecke

Zwangsentnahme infolge eines großen Umbaus
Berechnung des Buchwerts
Der vermietete Grund- und Bodenanteil beträgt  
ca. 1000 m2 und hat einen Buchwert von 5000 €

Das vermietete ehemalige landwirtschaftliche  
Gebäude hat einen Buchwert von 10 000 €

Die Umbaumaßnahmen zum Geschäftshaus betrugen  
(Vermietung an Bank und sonstige Gewerbe) 400 000 €

Der gesamte Buchwert des Gebäudes beträgt 415 000 €
Berechnung des steuerpflichtigen Entnahmegewinnes
Verkehrswert Grund und Boden 1000 m²  x  150 € 150 000 €
Verkehrswert ehemaliges landwirtschaftliches Gebäude 40 000 €
Verkehrswert des Geschäftshauses (wegen sehr hoher Eigenleis-
tungen ist der Verkehrswert wesentlich höher als der Buchwert) 475 000 €

Entnahmewert 665 000 €
./. Buchwert 415 000 €
Entnahmegewinn 250 000 €
Falls das umgenutzte Gebäude in der Weise aus dem Betriebsvermögen entnommen wird, 
wäre ein Entnahmegewinn von 250 000 € zu versteuern. Die fällige Einkommensteuer, 
Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer darauf beträgt: 
– bei Alleinstehenden ca. 47 % = 118 000 €
– bei Verheirateten ca. 44 % = 110 000 €
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Umnutzungsfälle und ihre Lösung
Die steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten bei den häufigsten Varianten

1 In den ehemaligen Stall und 
Heuboden, der an das Wohnhaus 

angrenzt, wird eine neue Wohnung 
für den Betriebsleiter oder die Al-
tenteiler eingebaut.

Die Errichtung einer neuen Be-
triebsleiter- oder Altenteiler-Woh-
nung stellt notwendiges Privatver-
mögen dar. Der dafür notwendige 
Grund- und Bodenanteil kann je-
doch steuerfrei entnommen werden. 
Die steuerfreie Entnahme ist nur für 
eine Betriebsleiter-Wohnung und 
eine Altenteiler-Wohnung möglich.

Voraussetzung: Der Erstbezug 
muss durch den Betriebsleiter oder 
Altenteiler erfolgen.

Es muss lediglich die Altgebäude-
substanz, die für den Wohnungsein-
bau verwendet wird, steuerpflichtig 
entnommen werden. In der Praxis 
sind das oftmals keine hohen Werte. 
Im Zweifel muss darüber eine Wert-
ermittlung durch einen Bausachver-
ständigen vorgelegt werden.

2 In das ehemalige massive groß-
volumige Wirtschaftsgebäude 

werden drei Wohnungen eingebaut.
●● EG-Wohnung, 90 m2, wird unent-

geltlich an die verheiratete Tochter 
überlassen.

●● OG-Wohnung, 90 m2, wird fremd 
vermietet.

●● DG-Wohnung, 70 m2, wird unent-
geltlich vom ledigen Sohn mit Freun-
din und späterem Hofnachfolger be-
wohnt.

Folge: Die Wohnungen im Erdge-
schoss und Dachgeschoss, die un-
entgeltlich an die Kinder überlassen 
werden, führen zu einer steuerpflich-
tigen Entnahme. Die Wohnung im 
1. Obergeschoss, die vermietet wird, 
könnte als gewillkürtes Betriebsver-
mögen im land-und forstwirtschaft-

lichen Betrieb verbleiben. Wichtig 
ist, die Entnahme für den anteiligen 
Grund und Boden und die anteilige 
Altgebäudesubstanz vor dem Baube-
ginn zu beantragen. Eine steuerfreie 
Entnahme für die Dachgeschoss-
Wohnung ist nicht möglich, weil der 
spätere Hofnachfolger noch nicht 
die Voraussetzungen als Betriebslei-
ter erfüllt.

3Eine leer stehende Scheune 
(Holzfachwerkbau) wird für 

250 000 € umgebaut und als Ver-
anstaltungsstadel selbst betrieben. 
Dort werden insbesondere Hoch-
zeiten, Familienfeiern, Betriebsfei-
ern usw. veranstaltet.

Die Umnutzung als Veranstal-
tungsstadel, der selbst bewirtschaftet 
und betrieben wird, führt zu keiner 

steuerpflichtigen Entnahme aus dem 
Betriebsvermögen, sondern lediglich 
zu einer Überführung vom land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebsvermö-
gen in das gewerbliche Betriebsver-
mögen des Landwirts. Dieser Vor-
gang erfolgt zum Buchwert und löst 
keinerlei Einkommensteuern aus. 

Im Eigentum des Landwirts befin-
den sich danach zwei Betriebsvermö-
gen; einmal das land-und forstwirt-
schaftliche Betriebsvermögen und 
zum anderen das gewerbliche Be-
triebsvermögen. Im Zuge der Nach-
folgeplanung können die beiden 
Betriebe getrennt z. B. an zwei ver-
schiedene Kinder übergeben werden.

4Der leerstehende ehemalige 
Bullenstall wird umgebaut für 

eine gewerbliche Nutzung und an 

einen Handwerksbetrieb (Schreine-
rei) vermietet.

Die Umnutzung zu einer Werkstatt 
und Vermietung an einen Handwerks-
betrieb löst keine Zwangsentnah-
me aus dem Betriebsvermögen aus. 
Die für die Vermietungszwecke benö-
tigte Grundstücksfläche liegt inner-
halb der 10%-Grenze zum gesamten 
landwirtschaftlichen Grundbesitz. 
Das vermietete Gebäude kann des-
halb als gewillkürtes/geduldetes Be-
triebsvermögen im landwirtschaftli-
chen Betriebsvermögen verbleiben.

Die Mieteinnahmen sind bei der 
Gewinnermittlung für den landwirt-
schaftlichen Betrieb zu erfassen. Im 
Gegenzug können Betriebsausgaben, 
Schuldzinsen aus evtl. Finanzierung 
für die Umbaumaßnahme als Be-
triebsausgaben und die Abschrei-
bung gegengerechnet werden.

5 Die Althofstelle im Dorfzen-
trum wird abgerissen und 

durch ein Wohn- und Geschäfts-
haus ersetzt.

Die Hofstelle steht seit Längerem 
leer. Die Gebäude verfallen mehr und 
mehr, da mangels Einnahmen keine 
Instandhaltungen bzw. Renovierun-
gen durchgeführt werden. Der Ei-
gentümer hat vor vielen Jahren ei-
nen Aussiedlerhof gebaut. Es steht die 
Entscheidung an, die Althofstelle ei-
ner ertragreichen Nutzung zuzufüh-
ren. Nach Besichtigung und Prüfung 
durch einen Baufachmann wird ent-
schieden, dass eine Renovierung der 
Altgebäude nicht mehr wirtschaftlich 
ist. Die gesamten Wirtschaftsgebäu-
de auf der Althofstelle, ca. 2500 m2 
groß, sollen abgerissen werden und 
ein Wohn- und Geschäftshaus errich-
tet werden zur Vermietung.

– Grundstückswert � 500 000 €
– Baukosten ca. � 2 000 000 €
– Jahresmieteinnahmen� 120 000 €
Da die vermietete Fläche von 

2500 m2 innerhalb der 10%-Grenze 

hältnisse gegeneinander abzuwägen 
sind und zwar wie folgt:

●● Das Verhältnis der für das Mietob-
jekt verwendeten Flächen zu den ge-
samten Flächen des landwirtschaftli-
chen Betriebes

●● Das Verhältnis des Kapitaleinsatzes 
für das Mietobjekt (Verkehrswert des 
Grund und Bodens + Investitions-
kosten) zum Verkehrswert des land-
wirtschaftlichen Betriebes

●● Das Verhältnis der Mieterträge und 
Einkünfte aus dem Mietobjekt zum 
Roh- und Reinertrag der landwirt-
schaftlichen Nutzung

Falls bei Gegenüberstellung der 
Wert- und Einkommensverhältnis-
se die Landwirtschaft überwiegt (sie-
he nebenstehendes Muster), können 
derartige vermietete Gebäude im 
landwirtschaftlichen Betriebsver-
mögen fortgeführt werden. Sollte bei 
der Gegenüberstellung der vier Kri-
terien ein Ergebnis von 2 : 2 entste-
hen, empfehlen wir in jedem Fall eine 

verbindliche Auskunft beim Finanz- 
amt einzuholen, ob es noch mög-
lich ist, dieses Vorhaben innerhalb 
der Landwirtschaft verwirklichen zu 
können.

Falls die Mietobjekte innerhalb der 
Landwirtschaft verbleiben können, 
sind die Mieteinnahmen im Rah-
men der Gewinnermittlung für den 
landwirtschaftlichen Betrieb als Ein-
nahmen zu erfassen, die Betriebsaus-
gaben im Zusammenhang mit dem 
Mietobjekt sind als Aufwand zu be-
handeln. Ausnahme bei § 13a-Land-
wirten: diese können keine Aufwen-

dungen, die mit den Mieteinnahmen 
zusammenhängen, abziehen. 

Wie kann man die 
Entnahme verhindern?

Ergibt sich bei Gegenüberstellung 
der Wert- und Einkommensverhält-
nisse ein Ergebnis zugunsten des 
Mietobjekts, erfolgte durch die Fi-
nanzverwaltung bisher eine Zwangs-
entnahme aus dem Betriebsvermö-
gen für die umgenutzten Gebäude 
mit dem zugehörigen Grund- und 
Bodenanteil (siehe Beispiel Seite 34).

Bei rechtzeitiger steuerrechtlicher 
Gestaltung kann diese steuerpflich-
tige Entnahme verhindert werden, 
indem der Landwirt den Grund und 
Boden mit dem zugehörigen Gebäu-
de in eine gewerbliche Vermietungs-
gesellschaft (z. B. GmbH & Co. KG) 
zu Buchwerten überführt. Bei dieser 
Gestaltung wird nunmehr das land-
wirtschaftliche Betriebsvermögen 
zum Buchwert steuerneutral in das 
gewerbliche Betriebsvermögen der 
Vermietungsgesellschaft des Land-
wirts überführt. 

Dies kann auch den Vorteil ha-
ben, dass im Falle der Weiterverer-
bung nunmehr zwei Betriebsvermö-
gen vorhanden sind und getrennt 
übergeben werden können. Der land-
wirtschaftliche Betrieb kann dann zu 
Buchwerten an ein Kind und die Ver-
mietungsgesellschaft zu Buchwerten 
an ein anderes Kind übertragen wer-
den.� Helmut Gruber

Steuerberater, Augsburg

Vor Baubeginn sollte man rechtlichen und steuerlichen Rat einholen.

Welche Nutzung überwiegt?
landwirtschaftliche Nutzung Mietobjekt

1. Flächenumfang

2. Verkehrswert

3. Einnahmen

4. Gewinn

Fortsetzung auf Seite 36
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